Wien Donnerstag den 9. März 1876. 


IX. Jahrgang. Nr. 10. 


Defterreichifche 


Zeitſchrift a Verwaltung. 


Don Dr. Carl Jaeger. 
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Jiuſerate werden billigſt berechnet. — Reclamationen, wenn unverſiegelt, ſind portofrei. 


Ju halt. 


Bemerkungen über das Verhältniß der Competenz des Reichs ge- 
richtes zu der Com petenz der ordentlichen Gerichts behörden. 


Von Dr. Peter Koller. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Der Gemeindevorſteher iſt kraft ſeiner Amtsgewalt zur Verfügung der zwangs⸗ 
weiſen Vorführung einer Partei nicht berechtigt. 

Die Gerichte ſind nicht berufen über angebliche, aus Amtshandlungen der politiſchen 
Behörden entſtandene Beſitzſtbrungen im Wege des Beſitzſtörungsverfahrens 
zu entſcheiden. a 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


— 


Bemerkungen über das Verhältniß der Competenz 
des RKeichsgerichtes zu der Competenz der ordentlichen 
Gerichtsbehürden. 


Bei der am 26. Jänner l. J. vor dem hieſigen k. k. Reichsge⸗ 
richte gepflogenen mündlichen Verhandlung über die Klage der nieder⸗ 


öſterr. Finanzprocuratur de praes. 29. September 1874, 8. 183, 
auch außerhalb der Hallen des Reichsgerichtes ſich eignen. 


gegen den Landesausſchuß von Nieder-Defterreih auf jährliche Beitrags⸗ 
leiſtung zur Dotation der Militärakademie zu Wiener -Neuſtadt, eine 
Klage, welche die ärariſche Vertretung auf die 3 Rechtstitel des l. f. 
Poſtulationsrechtes, der Anerkennung und der Erſitzung geſtellt hatte, 
wurde vom Vertreter des nied. öſterr. Landesausſchuſſes bei Erhebung 
der Einwendung der Incompetenz der Grundſatz aufgeſtellt: daß das 
Reichsgericht nicht berufen ſei, in die Entſcheidung über 
eine Klage einzugehen, von der auch nur zweifelhaft iſt, ob 
ſie nicht zur Competenz der ordentlichen Gerichte gehöre, 
ehevor dieſelbe bei den letzteren anhängig gemacht wor— 
den war. 

Zum Beweife für die Richtigkeit dieſer Maxime, berief ſich der 
Vertreter des Landesausſchuſſes auf die Entſcheidungen des Reichsgerichtes 
vom 11. Juli 1872, Z. 90 und vom 11. Juli 1872, 3. 93. 

Die Entſcheidungsgründe zu der erſteren Entſcheidung lauten: 


punkt in dem letzten Abſatze zu ſuchen. 


Dies aber ſind Titel, welche ſich zur Austragung im ordentlichen 
Rechtswege eignen, betreffs welcher es jedenfalls nichts weniger als 
ſelbſtverſtäudlich iſt, daß ſie nicht zur Competenz der ordeutlichen Ge⸗ 
richte gehören. 

Die Kläger haben jedoch bisher den ordentlichen Richter nicht 
angerufen, und es kaun nicht Sache des k. k. Reichsgerichtes 
ſein, wenn auch die regelmäßige Gerichtscompetenz nur 


zweifelhaft wäre, der Entſcheidung der hiezu laut 8 1 der 


Jurisdictionsnorm vom 20. November 1852, Nr. 251 R. G. Bl., 
berufenen Gerichte durch Verhandlung und Entſcheidung 


der vorliegenden Klage vorzugreifen. 


Da ſonach das k. k. Reichsgericht die Ueberzeugung nicht ge⸗ 


wonnen hat, daß eine weſentliche Vorausſetzung der ihm in den Fällen 
des Art 3, lit. a des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867 
Nr. 143 R. G. B., über die Einſetzung eines Reichsgerichtes einge⸗ 
räumten Jurisdiction, nämlich ein Anſpruch, der zur Austragung im 


ordentlichen Rechtswege nicht geeignet iſt, im vorliegeuden Falle zu⸗ 
treffe; ſo mußte der von dem Herrn Vertreter der k. k. Regierung 
erhobenen Einwendung der Incompetenz des Reichsgerichtes ſtattgegeben, 
und die Klage aus dieſem Grunde abgewieſen werden“. 

Die Generaliſirung dieſer Entſcheidung zu einem Rechtsſatze, 
welcher der Competenz des Reichsgerichtes von bornherein eine prinei⸗ 
pielle Stellung gegen die Competenz der ordentlichen Gerichte zu⸗ 
weist, dürfte von größerer Bedeutung ſein, und für eine Beſprechung 


Wir erlauben uns deßhalb jene Ausführnugen in Kürze wieder⸗ 
zugeben, welche wir der vom Vertreter des nied. öſterr. Landesaus⸗ 
ſchuſſes, Profeſſor Luſtkandl, verfochtenen Anſicht entgegenſetzten. 

Wir erachten nämlich unmaßgeblich, daß ſich die berührte Ent⸗ 
ſcheidung nicht generaliſiren laſſe, ohne ſie in einer Weiſe auszulegen, 
welche dem Sinne derſelben zuwiderläuft; daß ferner der erwähnte 
negative oder abwehrende Competenzgrundſatz mit dem Wortlaute 


des Grund geſetzes über die Einführung eines Reichsgerichtes im 
Widerſpruche ſtehe, mit der Stellung, welche das Reichsgericht in 
unſerem Verfaſſungsleben einnimmt, abſolut unverträglich iſt, endlich 


in der praktiſchen Geltendmachung Schwierigkeiten und Wider⸗ 

ſprüche jeglicher Art bereitet. a 
Was den Sinn dieſer Entſcheidung anbelangt, ſo iſt ihr Schwer⸗ 

Anknüpfend an den Grundſatz, 


„Der Herr Vertreter der Kläger hat in der mündlichen Ver⸗ daß das Reichsgericht nur nach innerer voller Ueberzeugung zu ur⸗ 
handlung ausdrücklich erklärt, daß er den eingeklagten Betrag für feine theilen hat ($ 27 des Geſetzes vom 18. April 1869), verwarf das⸗ 


Mandanten nicht unter dem Titel eines Kriegsſchadenerſatzes in Anſpruch 
nehme; daß ferner dieſer Anſpruch auch nicht aus dem Titel einer 
eigentlichen Expropriation erhoben werde, ſondern aus einem der 
Zwangsenteignung analogen vertragsartigen Titel, welchen die Kläger 
aus dem Erkaß des Herrn Statthalters von Niederöſterreich de dato 
18. Mai 1866, 3. 1829 Pr. (Allegat A der Klage), ableiten. Dieſer 
Erlaß iſt weiter von dem klägeriſchen Herrn Vertreter auch als Schuld⸗ 
anerkennung bezeichnet worden. 


ſelbe die Klage, weil die von der klägeriſchen Vertretung geltend ge⸗ 
machten Gründe unvermögend waren, dem Reichsgerichte die Ueber⸗ 
zeugung zu verſchaffen, daß es ſich um einen Ausſpruch handle, der 
zur Austragung im ordentlichen Rechtswege nicht geeignet iſt. 

Die Nichtanhängigmachung vor deu ordentlichen Gerichten war 
nur ein Ueberzeugungsmoment in der Reihe jener vielen, welche das 
Reichsgericht bewogen, die Klage abzuweiſen. Dieſes Ueberzeugungs⸗ 
moment wirkte in der Richtung, daß das Reichsgericht erachtete, es ſei 


in dieſem Falle nicht ſeine Aufgabe den ordentlichen Gerichten durch 
Verhandlung und Entſcheidung der diesbezüglichen Klage vorzugreifen. 

So lange dieſe Anſicht des Reichsgerichtes innerhalb des engen 
Kreiſes dieſer ſoeben hervorgehobenen ſubjectiven Momente ſich bewegt, 
findet ſie in demſelben ihren Ausgangs-, aber auch ihren Endpunkt, 
lebt und ſtirbt mit dem ſpeciellen Falle von ſelbſt. 

Sobald dieſe Eutſcheidung jedoch zu einer objectiven Rechtsregel 
generaliſirt wird, tritt ſie in entſchiedenen Widerſpruch mit dem das 
Reichsgericht einführenden Grundgeſetze ſpeciell mit Art. 3 lit. a, welches 
wörtlich den Beiſatz enthält: wenn ſolche Auſprüche zur Aus⸗ 
tragung im ordentlichen Rechtswege nicht geeignet find. 

Das Geſetz fordert mit dem Zeitworte: „ſind“ ein objectives, 
ein geſetzliches, ein rechtliches Criterium, nach welchem zu beurtheilen 
kömmt, ob eine Angelegenheit zur Austragung im ordentlichen Rechts⸗ 
wege geeignet ſei, oder nicht. Sonſt hätte das Geſetz wohl lauten 
müſſen: „Falls von den Gerichten erkannt worden wäre, daß derlei 
Anſprüche auf den ordentlichen Rechtsweg nicht gehören“. 

Die Behauptung demnach, daß die Austragung der Rechtsſachen 
mit zweifelhafter Competenz vor dem ordentlichen Gerichte eine 
präjudieielle und nothwendige in dem Sinne ſei, daß dieſelbe 
jedenfalls ſtattfinden müſſe, bevo: die Angelegenheit vor das Reichs⸗ 
gericht gebracht wird, ſteht eben fo ſehr mit dem ſoeben citirten Wort⸗ 
laute des Geſetzes im Widerſpruche, als ſie ein Element iſt, welches 
nicht in der berührten reichsgerichtlichen Entſcheidung liegt, ſondern in 
dieſelbe erſt eingeführt wurde. 

Competenz iſt die Machtſphäre des Gerichtes, 
bedingung ſeiner Exiſtenz und ſeiner Thätigkeit. 

Das Reichsgericht ſoll wohl nach freiem Beweiſe und innerer 
Ueberzeugung an der Hand des beſtehenden öffentlichen 
Rechtes urtheilen, ob der Wortlaut des citirten Geſetzes eintrete, 
ob nämlich die geltend gemachten Auſprüche zur Austragung im ordent⸗ 
lichen Rechtswege geeignet ſind oder nicht. Jedes Gericht prüft ſelbſt⸗ 
ſtändig ſeine Competenz und urtheilt über dieſelbe. Dem Reichsgerichte 
allein ſoll dies verwehrt und dasſelbe angewieſen werden, den Pfad 
ſeiner Competenz nur nach jenem matten Lichte einzuſchlagen, welchen 
der ordentliche Proceß abwirft. — Wir ſagen mattes Licht, weil im 
ordentlichen Proceſſe Eventualmaxime und Verhandlungsprincip, Be⸗ 
weisinterlocut und poſitive Beweisregel die juridiſche Wahrheit um 
düſtern und oft faſt unkenntlich machen, während der reichsgerichtliche 
Proceß die hellen unbeirrten Bahnen der Ueberzeugung und der freien 
Beweiswürdigung wandelt. 

Die Competenz des Reichsgerichtes iſt gerade ſo eine ſelbſt⸗ 
ſtändige und primäre, wie jene der ordentlichen Gerichte. 
Die gegneriſche Maxime würde die reichsgerichtliche Competenz zu 
einer ſubſidiären geſtalten, d. h. ihr eine Rechtsangelegenheit nur 
dann zuweiſen, wenn und inſoferne die Gerichte rückſichtlich derſelben 
erkannt haben, daß ſie zur Entſcheidung nicht competent ſind. 

Eine ſolche Beengung widerſpricht der Stellung des Reichsgerichtes, 
welches in Oeſterreich der ob erſte Regulator der Competenz en 
und zwar nicht nur zwiſchen Verwaltungs- und Gerichtsbehörden, 
ſondern auch auf adminiſtrativem Gebiete zwiſchen den Selbſt⸗ 
verwaltungskörpern (autonomen Landesorganen) unter ſich und im Ver⸗ 
hältniſſe zur Regierung iſt. 

Im Competenzconflicte zwiſchen Gerichten und Verwaltung 
wird dem Reichsgerichte das Recht eingeräumt, die ſchon eingetretene 
Thätigkeit des Gerichtes wieder rückgängig zu machen, ja eventuell nach 
der im ordentlichen Rechtswege abgeführten Incidentalverhandlung über 
die Incompetenzeinwendung ein ſelbſt vom oberſten Gerichtshofe 
gefälltes Urtheil, welches die Gerichte als zuſtändig erklärt, ohne⸗ 
weiters zu caſſiren und die Verwaltungsbehörde oder ſich, 
das Reichsgericht ſelbſt, als competent zu erklären. 

Auf der einen Seite muß alſo im Falle eines Competenzconflictes 
die Gerichtsbehörde, eventuell der oberſte Gerichtshof dem Urtheile des 
Reichsgerichtes ſich unterwerfen, alſo geſchehen laſſen, daß das 
gerichtliche Competenzurtheil caſſirt wird, die Jurisdiction der Gerichts⸗ 
behörde iſt dann jener des Reichsgerichtes ſubordinirt; und auf der 
andern Seite wird eben dieſem Reichsgerichte verwehrt, einzuſchreiten, 
wenn es auch nur zweifelhaft iſt, daß 
ordentlichen Gerichte gehöre; und die dem Reichsgerichte in einem 
Falle ſubordinirte ordentliche gerichtliche Jurisdietion 


iſt die Grund⸗ 
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eine Angelegenheit vor die 


ſondern als ein noli me tangere hingeſtellt, und die Jurisdiction des 
Reichsgerichtes mit jenen Krümchen genährt, die von der Competenz 
der ordentlichen Gerichte jeweilig abfallen. 

Dieſer innere Widerſpruch müßte wohl nur ſehr nach— 
theilig auf die praktiſche Entwicklung wirken, und führte 
in Folge deſſen zu ſehr ſonderbaren Reſultaten. 

Wenn die belangte Partei nämlich unterlaſſen, die Incompetenz⸗ 
einwendung in Form des Incidentalverfahrens zur Geltung zu bringen, 
und vorgezogen hat, dieſelbe mit der meritoriſchen Ausführung zu ver⸗ 
knüpfen, iſt die Eventualität gegeben, daß die unterliegende Partei 
(ſei es Kläger oder Geklagter) nach abgeführtem Proceſſe und nach 
erfloſſenem rechtskräftigen Urtheile in der Hauptſache, vielleicht ſogar 
mit der Abſicht ſich einer unliebſamen Condemnation zu entziehen, die 
Klagsangelegenheit neuerlich vor das Reichsgericht bringt! Und dasſelbe 
ſteht alsdann der Autorität einer res judicata gegenüber und wird 
entweder dieſelbe gelten laſſen, und demnach jeder Einflußnahme ent⸗ 
ſagen und die Verweiſung zur vorgängigen Geltendmachung erſcheint 
als eine rein illuſoriſche, vielmehr normiren die Entſcheidungen der 
Gerichte dann fo recht eigentlich die Competenz des Reichsgerichtes; 
oder aber das Reichsgericht wird einſchreiten, was man eventuell und 
zum Schutze eines verletzten Geſetzes doch ſchließlich zugeben muß, und 
dann gelangt man zur Inconſequenz, daß das Reichsgericht eine gerichtlich 
abgeſchloſſene Proceßſache rückgängig machen kann, ein Recht, welches 
hm im Competenzconflicte nicht nur nicht gewährt, ſondern durch 8 12 
des Geſetzes vom 18 April 1869, d. i. durch die Beſtimmung indirect 
entzogen wird, daß der Competenzeouflict nur vor Ergehung eines rechts⸗ 
kräftigen Urtheiles vor der competenten Behörde erhoben werden kann. 
Es wäre demnach im Competenzconflicte die Jurisdiction des 
Reichsgerichtes höher geſtellt, als jene der Gerichte und doch nicht 
mit dem Rechte verſehen, ein rechtskräftiges Urtheil zu caſſiren; in der 
anderweitigen Jurisdiction dagegen der ordentlichen Gerichtsgewalt als 
ein nolı me tangere untergeordnet und doch mit dem Rechte ausge⸗ 
rüſtet, ein rechtskräftiges Urtheil zu caſſiren. 

Und wie, wenn der ſtreitige Fall im gewöhnlichen Wege 
der Competenzklage, welche mit dem Begriffe des öffentlichen 
Rechtes und mit der Einführung eines oberſten Competenzgerichtshoſes 
gegeben iſt und für den Privaten das bezweckt, was die Verwaltungs⸗ 
behörde durch den Competenzconflict zu erreichen ſtrebt, nämlich ein 
Urtheil über das in einem ſpeciellen Falle geltende Competenzrecht, 
welches wohl ein Klagerecht wie jedes andere iſt, zu erlangen? Hier 
wird das Reichsgericht doch in die unfertige Gerichtsverhandlung ein⸗ 
greifen müſſen. | 

Und wie erſt, wenn die Gerichte den gleichen Grundſatz, wie 
ihn der Vertreter des Landesausſchuſſes aus der citirten reichsgerichtli⸗ 
chen Entſcheidung abſtrahirte, aufſtellen und mit ganz gleichem, ja mit 
ungleich ſtärkerem Rechte behaupten würden, daß, da das Reichsgericht 
in Angelegenheiten des öffentlichen Rechtes zu erkenuen habe, zudem 
oberſter Competenzgerichtshof ſei, die ordentlichen Gerichte nicht berufen 
ſeien, wenn auch ihre Competenz nur zweifelhaſt wäre, der Entſchei⸗ 
dung des nach Artikel 2 des Staatsgrundgeſetzes Nr. 143 (welcher 
zum mindeſten jo viel gilt, wie der §S 1 der Jurisdictionsnorm) ein⸗ 
tretenden Reichsgerichtes durch Verhandlung und Entſcheidung eines 
ſpeciellen Falles vorzugreifen. 

Kommt dies nicht einer justitia derogata aus Courtoiſie⸗Grün⸗ 
den gleich? 

Werden hiedurch nicht die negativen Competenzeonflicte in einer 
erſchreckenden Weiſe vermehrt? 

Und iſt dann, wenn der negative Competenzconflict erhoben, 
nicht wieder der Aus ſpruch des Reichsgerichtes allein der 
maß gebende für die Gerichte eben fo ſehr wie für die Verwal⸗ 
tung? Und iſt in dieſer Weiſe nicht wieder die Entſcheidung in die 
Hände des Reichsgerichtes gelegt? Muß dasſelbe nicht ſachlich die 
Competenz beſtimmen? Wozu alſo die Partei zwingen auf Umwegen, 
d. i. durch vorgängige Anſtrengung eines Proceſſes vor den ordent⸗ 
lichen Gerichten, zu jenem Ziele zu gelangen, welches ſie direct durch 
Anhängigmachung der Streitſache von allem Anfange beim Reichsgerichte 
anſtreben kann, während immer dann, wenn das Reichsgericht ſich 
als competent erklärt, die Einleitung und eventuelle Durchführung des 
Proceſſes vor den ordentlichen Gerichten zum mindeſten unnütz war? 

Die hier bekämpfte Anſicht iſt alſo nach jeder Richtung hin un⸗ 


wird in einem andern Falle dem Reichsgerichte nicht nur coordinirt, haltbar. 
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Der praktiſche Juriſt wird vielmehr, wenn bezüglich einer Rechts⸗ nicht erwirkt werden konnte, die Thatbeſtandserhebung durch Vernehmung 


ſache zweifelhaft iſt, ob ſie vor das Reichsgericht oder vor das ordentliche 
Gericht gehöre, vorziehen, die Klage gleich beim Reichsgerichte 
einzureichen, weil der diesbezügliche Competenzausſpruch des Reichs⸗ 
gerichtes unanfechtbar ift, und die Gerichte bindet, nicht aber um⸗ 
gekehrt; weil ferner die ausdrückliche oder ſtillſchweigende Prorogation 
des Gerichtsſtandes § 47 und 48 der Jurisdictionsnorm den Gerichts⸗ 
ſtand des Reichsgerichtes nicht berühren kann, und auf denſelben keine 
Anwendung erleidet, ja ſogar der zweite Abſatz des letzteren Paragraphes 
benützt werden könnte, um in Verwaltungsangelegenheiten exfloffene 
rechtskräftige Urtheile der ordentlichen Gerichte vor das Reichsgericht 
zu bringen, und fie wegen unheilbarer Nullität im Wege der Com pe⸗ 
tenzklage caſſiren zu laſſen. 

Deßhalb ſoll das Reichsgericht eben in Fällen, in denen ſeine 
Competenz zweifelhaft iſt, durch eine genaue Prüfung und meritoriſche 
Entſcheidung jene Scheidelinie aufſuchen und feſtſtellen, welche öffentlich 
rechtliche oder verwaltungsrechtliche Momente oft in kaum merkbarer, 
aber darum nicht minder entſcheidender Weiſe von den civilrechtlichen 
Angelegenheiten trennen. 

Nur dann ſind die Entſcheidungen des Reichsgerichtes unabhängig, 
unparteiiſch und daher rückſichtslos gegen Verwaltung und Gericht! 

Nur dann wird das Reichsgericht ſeine Aufgabe als oberſter 
Competenz⸗Regulator auch den Gerichten gegenüber erfüllen, nur dann 
endlich an der Durchbildung der öffentlichen ſtreitigen Rechtsſachen, 
welche inmitten einer lückenhaften Geſetzgebung und unter den Vor⸗ 
urtheilen privatrechtlicher Anſchauungen und Anordnungen aller Art 
leiden und oft verkümmern, den ihm gebührenden hochwichtigen An⸗ 
theil nehmen. 


Wien, Februar 1876. Dr. Peter Koller. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Der Gemeindevorſteher iſt kraft ſeiner Amtsgewalt zur Verfügung 
der zwangsweiſen Vorführung einer Partei nicht berechtigt. 


Der Bürgermeiſter in C. Joſef B. ließ am 3. März 1875, Abends, 
den Gaſtwirth und Fleiſcher Johann J. durch den Polizeimann in die 
Gemeindekanzlei vorladen. J. bemerkte, er könne nicht vor 6. März er⸗ 
ſcheinen, da er den 4. und 5. März vom Hauſe abweſend ſein werde. 
Darauf hin hat der Bürgermeiſter die Vorladung einige Male wieder- 
holen laſſen. Am 5. März indeß erſchien IJ. um die Mittagsſtunde 
in der Gemeindekanzlei, der Bürgermeiſter nahm jedoch angeblich wegen 
anderweitiger dringender Amtsgeſchäfte mit J. keine Amtshandlung 
vor, ſondern bedeutete ihm, daß er ihn ſpäter vorladen werde. 
Am 6. März 1875 lud der Bürgermeiſter den Johann J. durch 
den Polizeidiener, dem ein Gendarm aſſiſtirte, vor, und ertheilte die 
Weiſung, den J. im Weigerungsfalle in die Gemeindekanzlei vorzu⸗ 
führen, welche Vorführung auch durch Polizeidiener und Gendarm 
vollzogen wurde. 

Gegen dieſen Vorgang beſchwerte ſich Johann J. bei der 
Bezirkshauptmannſchaft am 15. März, indem er bemerkte, daß der 
Bürgermeiſter in der gehäffigen Abſicht, ihn (den Beſchwerdeführer) 
weil er der Gegenpartei angehöre, zu verunglimpfen, ſo gehandelt 
habe, und ſtellte die Bitte, den Bürgermeiſter wegen dieſes wider⸗ 
rechtlichen Vorganges und der Ueberſchreitung ſeiner Amtsgewalt nach 
den Beſtimmungen der Gemeindeordnung zu beſtrafen. 

Der Bürgermeiſter ſuchte ſeinen Vorgang damit zu rechtfertigen, 
daß er anführte, Johann J. habe am 3. März eine Kalbin ge⸗ 
ſchlachtet, ohne dieſe Schlachtung behufs Eintragung in das ämtliche 
Schlachtprotokoll, ſowie behufs der Vornahme der Viehbeſchau anzu⸗ 
melden; ferner daß derſelbe, wie der Polizeimann am 6. März an⸗ 
gezeigt, das durchwegs ſchlechte Fleiſch dieſer Kalbin verkaufe. Nachdem 
nun in der Umgebung von C. unter den Rindvieh die Lungenfäule 
und andere Krankheiten geherrſcht haben und Geſahr vorhanden war, 
daß J. durch den Fleiſchverkauf die Spuren der nach 8 399 St. G. 
ftrafbaren Handlung zu Gänze beſeitigen könnte, jo habe er (Bürger⸗ 
meiſter), da das unverzügliche Einſchreiten des Bezirksgerichtes in M. 
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des Angeſchuldigten und die Hausdurchſuchung zum Behufe der Confis⸗ 
cation des Fleiſches ohne Aufſchub vornehmen müſſen und es ſeien 
ihm jene Pflichten und vorbereitenden Anordnungen und Amtshand⸗ 
lungen obgelegen, welche in ſolchen Fällen der $ 24 St. P. O vor⸗ 
ſchreibt. Auf Grund dieſes $ 24 St. P. O. und nicht nach § 9 der 
kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854 (Nr. 96 R. G. Bl.) habe 
er die Vorladung beziehungsweiſe Vorführung des J. verfügt, welcher 
hierauf geſtanden habe, daß er die Schlachtung der Kalbin ohne An⸗ 
meldung und ohne Viehbeſchau vorgenommen und das ſämmtliche Fleiſch 
bis auf den Kopf bereits verkauft habe. 

Der Bezirkshauptmann hat mit Erlaß vom 13. Mai 1875, dem 
Anſuchen des Klägers um Beſtrafung des Bürgermeiſters keine 
Folge gegeben, weil Jedermann, der nicht durch Krankheit oder 
ſonftige gegründete Hinderniſſe vom Erſcheinen abgehalten zu ſein 
nachweist, die Verpflichtung hat, dem Bürgermeiſter als Ortspolizei⸗ 
behörde Folge zu leiſten, und J. durch' ſein eigenes Benehmen die 
Anwendung von Zwangsmaßregeln herbeigeführt habe. 

Ueber die Statthaltereiberufung des Johann J., welcher geltend 
machte, daß ſeine Vorführung am 6. März, nachdem er ſich am 
5. März freiwillig in der Gemeindekanzlei eingefunden und für den 6. 
März keine Vorladung erhalten hatte, eine Ueberſchreitung der Amts⸗ 
gewalt ſeitens des Bürgermeiſters in ſich ſchließe, hat die Statthalterei 
vorher das Oberlandesgericht um ſein Gutachten angeſucht, welch 
letztere Behörde ihre Anſicht dahin ausſprach, daß der Bürgermeiſter 
in dem gegebenen Falle, in welchem es ſich nicht um die Vorführung 
vor das Bezirksgericht, ſondern vor den Bürgermeiſter ſelbſt wegen 
„Nichtbeachtung einer Vorladung vor den Gemeindevorſtand“ ge⸗ 
handelt hat, zur Verfügung der Vorführung des Johann J. nach der 
Strafproceßordnung nicht berechtigt war; daß es ihm lediglich oblag, 
die erſtattete Anzeige gegen J. wegen Uebertretung eines Strafgeſetzes 
an das Bezirksgericht zu leiten, ohne ſich erſt in eine Amtshandlung 
gegen denſelben einzulaſſen. 

Die Statthalterei erkannte nun mit Erlaß vom 24. September 
1875, daß die zwangsweiſe Vorführung des Johann J. im Geſetze 
nicht gerechtfertigt war. Wenn der Bürgermeiſter behaupte, daß er 
dieſe Vorführung im Grunde der den Gemeindevorſtehern durch die 
Geſetze übertragenen Mitwirkung bei der Strafrechtspflege verfügt habe, 
ſo ſtehe dieſer Behauptung die Aeußerung des Oberlandesgerichtes 
entgegen, welches den Gemeindevorſteher zur Verfügung der Vor⸗ 
führung des Johann J. nach der Strafproceßordnung für unberechtigt 
erklärt. Aber auch inſoferne der Bürgermeiſter in Ausübung einer 
ſanitätspolizeilichen Function gehandelt hat, ſei er zur Verfügung der 
zwangsweiſen Vorführung nicht berechtigt geweſen, weil nach 8 9 der 
kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96 der 
Gemeindevorſteher den Vorſührungsbefehl nicht ſelbſt erlaſſen kann, 
ſondern um die Erlaſſung bei der Bezirkshauptmannſchaft nachſuchen 
muß. Dagegen liege kein Grund vor, gegen den Bürgermeiſter 
Joſef B. im Grunde des 8 105 Gemeindeordnung mit Strafe vor⸗ 
zugehen, weil derſelbe nach ſeiner Abſicht in Mitwirkung zur Straf⸗ 
rechtspflege handelte und bei dem Mangel einer ſträflichen Abſicht 
nicht ſtrafbar erſcheint; derſelbe ſei aber aufzufordern, ſich in Hin⸗ 
kunft ſeinen Wirkungskreis genauer vor Augen zu halten. 

Gegen dieſe Entſcheidung recurrirte der Bürgermeiſter Joſef B. 

Das Miniſterinm des Innern jedoch hat unterm 22. Jänner 
1876, 3. 17954 X 1875 der Berufung desſelben aus den Gründen 
der angefochtenen Statthalterei-Entſcheidung keine Folge gegeben. 


Die Gerichte ſind nicht berufen, über angebliche, aus Amtshand⸗ 
lungen der politiſchen Behörden entſtandene Beſitzſtörungen im 
Wege des Beſitzſtörungsverfahrens zu entſcheiden. 


Anton Graß, Bürgermeiſter der Stadt Braunau am Inn, 
trug dem Brauhausbeſitzer Ignaz Stöger dortſelbſt auf, von dem 
hinter ſeinem Brauhauſe befindlichen ſtädtiſchen Grund aus öffent⸗ 
lichen Verkehrsrückſichten die ihm gehörenden Fäſſer, Wagen und 
Sandmengen wegzuräumen, widrigens dies auf des Brauers Koſten 
veranlaßt werden wird. Obgleich dieſer Auftrag im ſchriftlichen Wege 
dem Ignaz Stöger zugeſtellt wurde, ſo leiſtete er dennoch keine 
Folge, ſo daß der Bürgermeiſtrr ſich beſtimmt fand, obige Gegen⸗ 
ſtände unter Aſſiſtenz des Gemeindedieners Hirner wegſchaffen zu 


laſſen. Die Ehegatten Ignaz und Eliſe Stöger riefen gegen dieſen 
Vorgang die richterliche Hilfe an und baten bei dem k. k. Bezirks⸗ 
gerichte in Braunau wider Anton Graß, Bürgermeiſter und Vertreter 
der genannten Stadt, um das Erkeuntniß: Es habe der Geklagte 
dadurch, daß er in obiger Eigenſchaft befahl, daß von dem freien 
Platze links von der Ausfahrt aus der Wagenremiſe und dem Faß⸗ 
ſchupfen des Brauhauſes der Kläger die daſelbſt aufgeſtellten Gegen⸗ 
ſtäude hinweggeräumt werden und ſelbe am 22. Juni 1875 auch that⸗ 
ſächlich hinwegräumen ließ, den ruhigen Beſitz der Kläger geſtört und 
ſei ſchuldig, ſelbe wieder dahin zurückzuſchaffen, ſich jedweder Störung 
in Hinkunft bei einem Pönfalle von 20 fl. zu enthalten und die 
Gerichtskoſten zu erſetzen. 

Nach durchgeführtem höchſt ſummariſchen Verfahren fand das 
k. k. Bezirksgericht Braunau mit Erkenutnißbeſcheid vom 29. Juli 
1875, 3. 1958, das Klagebegehren zu verwerfen und die Ge⸗ 
klagten in den Erſatz der Gerichtskoſten zu verfällen, und zwar 
in der Erwägung, daß im Beſitzſtörungsverfahren lediglich der 
letzte factiſche Beſitz zu ſchützen iſt (§ 5 der kaiſ. Verordnung vom 
27. October 1849, 3. 12 R. G. Bl.); daß Geklagter durch 
die vollen Glauben verdienende Urkunde (Beilage 1 der Einrede) 
erwieſen hat, daß er als Vertreter der Stadtgemeinde Braunau 
dem Kläger am 10. Mai 1875 den Auſtrag gab, den ſtädtiſchen 
Grund hinter dem Brauhauſe der Kläger ſofort von den den letzteren 
gehörenden Fäſſern u. ſ. f. zu räumen, bei ſonſtiger zwangsweiſer 


Räumung, wodurch der Beſitz des Rechtes, auf dieſem Platze 
Fäſſer zu lagern, Seitens der Kläger aufgehört hat ($ 351 a. b. 
G. B.); in der ferneren Erwägung, daß Kläger es dabei be⸗ 


wenden ließen und weder gegen den Auftrag des Geklagten vom 
10. Mai 1875, 3. 879, rechtzeitig den Recurs überreichten, wie dies 
durch den Empfangsſchein (Beilage 2 der Einrede) und durch das 
Geſtändniß der Kläger erwieſen iſt, noch auch rechtzeitig die Er⸗ 
haltung des Beſitzes eingeklagt haben, daß ſohin Kläger ihr angebli⸗ 
ches ſtärkeres Recht zum Beſitze nunmehr nur im ordentlichen Rechts⸗ 
wege auszutragen haben. Der Ausſpruch betreffs der Koſten gründet 


ſich auf § 24 des Geſetzes vom 16. Mai 1874, Nr. 69 R. G. Bl. 


Das k. k. öſterr. Oberlandesgericht in Wien änderte aber über 
den Appellationsrecurs der Kläger mit Verordnung vom 25. Auguſt 1875, 
3. 13632, den erſtrichterlichen Beſcheid ab, gab dem Klagebegehren 
vollinhaltlich Folge und verurtheilte den Beklagten zum Erſatze der 
Koſten erſter und zweiter Inſtanz in der Erwägung, daß nach dem 
Zugeſtändniſſe des Geklagten der in Rede ſtehende Platz von dem Klä— 
ger in mehrfacher Weiſe benützt wurde, daher in deſſen factiſchem Be⸗ 
ſitze ſich befand; daß er dieſen Beſitz durch den Auftrag Nr. 1 der 
Einrede, nach welchem Kläger den Grund ſofort zu räumen hat, nicht 
verlor, da er ſich dieſem Auftrag nicht fügte, nach Vollzug desſelben zur 
Erhaltung des Beſitzes die vorliegende Klage ſogleich einbrachte, und 
demnach die Kläger durch das Wegräumen der Fäſſer in dem bis 
dahin beſtandenen factiſchen Beſitze des Platzes geſtört wurden, ſomit 
dem Geklagten die Herſtellung des früheren Zuſtandes zu verordnen, 
die fernere Störung zu unterſagen und nach den SS 24 und 26 des 
Geſetzes vom 16. Mai 1874, Nr. 69 R. G. Bl. der Erſatz der Ge⸗ 
richtskoſten aufzutragen war. 

Der ſachfällige Geklagte brachte wider dieſe Verordnung den Re- 
viſionsrecurs ein, worin er zunächft um Aufhebung der Erkenntniſſe 
wegen Unzuſtändigkeit der Gerichte, eventuell aber um Beſtätigung des 
Erkenutniſſes der erſten Inſtanz bak. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof ſprach mit Entſcheidung v. 29. Sep⸗ 
tember 1875, Z. 10578, in der That die Incompetenz der Gerichte 
aus, wies die Kläger ab und verurtheilte ſie zur Vergütung der Koſten 
erſter und dritter Inſtanz; „denn die Kläger haben den Geklagten aus⸗ 
drücklich nur als Bürgermeiſter und als Vertreter der Stadtgemeinde 
Braunau belaugt und überdies zugeſtanden, daß das von dieſem Bür⸗ 
germeiſter an den Kläger Ignaz Stöger erlaſſene Decret vom 10. Mai 
1875, 3. 879, dem Ignaz Stöger bereits am 10. Mai 1875 zuge⸗ 
ſtellt, jedoch von Letzterem der darin enthaltene Auftrag bis zum 
22. Juni 1875 weder in Beſchwerde gezogen, noch befolgt wor⸗ 
den ſei. Der diesfällige Auftrag lautet aber, daß Ignaz Stöger 
den hinter ſeinem Brauhauſe befindlichen ſtädtiſchen Grund, der 
bereits derart mit Fäſſeru, Wagen und Saud verſtellt ſei, daß die Zu⸗ 
fahrt zum ſtädtiſchen Holzplatze behindert war, ſofort von den ihm 
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gehörigen Fäſſern, Wagen und Sand zu räumen habe, widrigens 
dieſes auf feine Koſten veranlaßt werden wird. Auch find beide Theile 
darüber einig, daß am 21. Juni 1875 auf dem freien Platze links 
von der Ausfahrt des klägeriſchen Brauhauſes mehrere den Klägern 
gehörende Fäſſer aufgeſchichtet waren, der vorübergehende Geklagte dem 
Kläger die Wegräumung derſelben mit dem Beiſatze, daß er widrigen⸗ 
falls dieſelben am nächſten Tage wegräumen laſſen werde, auftrug, 
und daß er am 22. Juni 1875 dieſe noch auf dem erwähnten Platze 
befindlich geweſenen Fäſſer von dort unter Aſſiſtenz des Gemeinde⸗ 
dieners Hirner wegſchaffen ließ. Da es ſich jedoch ſchon aus der ge— 
pflogenen Verhandlung ergibt, daß der Geklagte, wie er auch in ſeinem 
Reviſionsrecurſe beſonders geltend macht, jene Acte, welche jetzt die 
Kläger als eine Störung ihres angeblichen factiſchen Beſitzes erklären, 
nur in ſeinem amtlichen Wirkungskreiſe als Gemeindevorſtand aus 
Verkehrsrückſichten, daher in Ansübung der Strafpolizei unternahm; 
da es den Klägern, falls ſie ſich durch die gemeindeamtlichen Ver⸗ 
fügungen beſchwert erachten, nur bevorſtand, ihre Beſchwerde rechtzeitig 
bei der vorgeſetzten Verwaltungsbehörde einzubringen, welcher allein die 
Prüfung und Entſcheidung über die Giltigkeit und Wirkſamkeit der 
fraglichen Verfügungen zuſteht; da ſomit die Gerichte nicht berufen 
ſind, über Amtshandlungen politiſcher Behörden aus Anlaß der vor⸗ 
liegenden Beſitzſtörungsklage zu entſcheiden, daher die dennoch von den 
offenbar unzuſtändigen Gerichten der erſten und der zweiten Inſtanz 
geſchöpften meritoriſchen Erkenntniſſe dem Geſetze widerſtreiten, ſo 
mußten dieſe in Folge des § 48 der Civiljurisdictionsnorm und im Sinne 
des § 5 der Eingangs bezogenen kaiſ. Verordnung abgeändert, obige Klage 
wegen Unzuſtändigkeit der Gerichte zurückgewieſen, und gemäß den 
SS 24 und 26 des Geſetzes vom 16. Mai 1874, Nr. 69 R. G. Bl. 
die Kläger auch zum Erſatze der dem Geklagten verurſachten Gerichts⸗ 
koſten erſter und dritter Inſtanz verhalten werden. Jur. Bl. 


Perſonalien. 
„Seine Majeſtät haben den Regierungsrath Dr. Franz Schneider zum 
Miniſterialrathe und Sanitätsreferenten im k. k. Miniſterium des Innern ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmann Franz Ridler Edlen v. 
Greifinſtein zum Statthaltereirathe bei der nied.⸗öſterr. Statthalterei ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Hofſeeretär und Expedits director 
im Miniſterium des Aeußern, derzeit Kanzliſten des Militär⸗Maria⸗Thereſien⸗ 
Ordens Dominik Protiwenski v. Lhotfaberg den Titel und Charakter 
eines Regierungsrathes taxfrei verliehen. . 

Seine Majeſtät haben dem praktiſchen Arzte Dr. Rudolf Ritter v. Vivenot 
in Wien den Titel eines Regierungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Oberpoſtcontroloren Joſef Fiſcher und Michael 
Vital in Wien das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Cuſtos am zoologiſchen Hofeabinete Dr. Franz 
Steindachner zum Director dieſes Cabinetes ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmann Karl Strobele zum 
Statthaltereirathe bei der Statthalterei für Tirol und Vorarlberg ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Statthaltereirath Ernſt Mayerhofer in 
Wien zum Sectionsrathe im Miniſterium des Innern ernanut. 

Seine Majeſtät haben dem Generalſeeretär der mähriſchen Grenzbahn 
Ignaz Kohn den Titel eines kaiſerl. Rathes taxſrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Bezirkswundarzte Alois Czer⸗ 
wenka in Riſano das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Zollamts⸗Verwalter Wenzel Gerſtorfer in 
Zittau zum Oberamtscontrolor des k. k. Hauptzollamtes in Prag ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Bezirkscommiſſär Ladislaus Kaplouski 
zum Adminiſtrationsſecretär bei der Direction der Güter des Bukowinger griech.⸗ 
orient. Religionsfondes in Czernowitz ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Otto Freiherrn v. Petrins zum Do⸗ 
mänenrathe bei der Direction der Güter des Bukowinaer griech.⸗orient. Religions⸗ 
fondes in Czernowitz ernannt. 


Erledigungen. 

Vicedirectorsſtelle beim Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien mit 3500 fl. Gehalt eventuell Rathsſtelle mit 2400 fl. ö. W. nebſt dem 30perc. 
Quartiergelde, bis Mitte Marz. Amtsbl. Nr. 48.) 

Adjunctenſtelle bei der mineral⸗geblogiſchen Abtheilung des Laudesmuſeums 
am ſteierm.⸗landſch. Joanneum in Graz mit 900 fl. ö. W. Gehalt und 20perc. 
Theuerungsbeitrag, bis Ende März. (Amtsbl. Nr. 48. 

Forſtadjunctenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe nebſt Reiſepauſchale von 
200 fl. und Kanzleipauſchule von 30 fl. bis 20 März. (Amtsbl. Nr. 50.) 

Bezirkshauptmannsſtelle für Tirol in der ſiebenten Rangsclaſſe, bis 20 März. 
(Amtsbl. Nr. 51.) 

Zwei Forſtelevenſtellen bei der Wiener k k. Forſt⸗ und Domänendirection 
mit je 500 fl. Adjutum, bis 24. März. (Amtsbl. Nr. 53.) 

Kanzliſtenſtelle im k. k. Handelsminiſterium in der eilſten Rangsclaſſe, bis 

| Ende März. (Amtsbl. Nr. 54). 
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